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Muster für die 4200 Personen — Frauen,
Männer und Kinder — umfassende Haupt-
befragung. Zu deren Vorbereitung werden
zudem Intensivinterviews mit einer kleinen
Auswahl von Personen über die persönli-
che Einstellung zur Frauenproblematik ge-
macht. Schliesslich sollen auch Lehrpläne
und Schulbücher durch eine Inhaltsana-
lyse auf «geschlechtsspezifische Werte
und Rollenunterschiede» geprüft werden.
Die Untersuchung ist nicht ausschliesslich
auf die Schweiz ausgerichtet: sie wird Be-
standteil einer weltweiten Untersuchung
der Unesco über die Situation der Frau
bilden. Die Arbeitsgruppe der schweizeri-
sehen Unesco-Kommission ist seit 1966
an der Arbeit und verfügt bereits über
eine «Leitlinien-Studie» von zwei West-
schweizer Soziologinnen. Eine erste, wenn
auch weit weniger gründliche Untersu-
chung wurde vor einigen Monaten von der
«Frauen-Befreiungs-Bewegung» (FBB) in
Zürich veröffentlicht.

Eine Warnung
Auch in St. Gallen dämmert's, schrieben
wir in der «Staatsbürgerin» 6/7, als in der
Schlussabstimmung vor dem Rat der
Nachtrag zur Kantonsverfassung, der das
Frauenstimmrecht betrifft, mit 142 gegen
36 Stimmen passierte.
Die Volksabstimmung hat bei einer Stimm-
beteiligung von 55 Prozent mit 24129 Ja
gegen 26 950 Nein jedoch uns Frauen das
Stimmrecht verweigert. Ein trauriges Re-
sultat!
Ein überparteiliches «Aktionskomitee ge-
gen die Verpolitisierung der Frau» hatte
sich gebildet, das sehr aktiv war und dem
drei Kantonsräte angehörten, die wohl so

untüchtig sind, dass sie um ihre Sitze
bangen mussten.

Die Lehre!

Aus diesen Tatsachen müssen wir die
Lehre ziehen, dass wir keinesfalls hoff-
nungsselig die Hände in den Schoss le-
gen dürfen. Wir können uns nicht darauf
verlassen, dass der lächelnde Mann auf
unserem Plakat dafür garantiert, dass die
Mehrheit der Kantons-Zürcher lächelnd
ein Ja in die Urne legen werden.

An die Arbeit!

Initiativkomitee für
Frauenstimmrecht im Aargau
Unter dem Vorsitz von Grossrat Dr. Max
Knecht, Wettingen, hat sich im Kanton
Aargau ein Aktionskomitee für die Einfüh-
rung des Frauenstimmrechts auf kantona-
1er Ebene konstituiert. Die kantonale Vor-
läge wird zusammen mit der eidgenössi-
sehen Volksabstimmung vom 7. Februar
des kommenden Jahres den Aargauer
Stimmbürgern unterbreitet.

Fernsehen
Report ARD vom 5. Oktober 1970

In Deutschland wurde eine neue Frauen-
partei gegründet, die bereits 18 000 Mit-
glieder zählt. Sie will sich natürlich spe-
ziell für die Interessen der Frauen einset-
zen, z. B. wünschen die Mitglieder, dass
in der Bundesregierung 51% Frauen ver-
treten sein sollen, sie setzen sich ein für
gleiche Arbeit, gleichen Lohn und für
gleiche Renten für die Witwen.
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